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Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
der Deutsche Bundestag hat am 24. Mai 2012 den >Gesetzentwurf für einen Gerichtsstand bei besonderer Aus-
landsverwendung der Bundeswehr< (Drs. 17/9694 vom 18. Mai 2012) in erster Beratung an die zuständigen Aus-
schüsse verwiesen. Der Beschluss und die zu Protokoll gegebenen Reden sind auf der Webseite http://www.bv-
opfer-ns-militaerjustiz.de/uploads/Dateien/Stellungnahmen/AuszugPlenarprotokoll17.181v.24.05.2012.pdf für  
Interessierte jederzeit nachlesbar. 
 
Der federführende Rechtausschuss des Deutschen Bundestages wird am kommenden Mittwoch, 13. Juni 2012 , 
erstmals zur Sache verhandeln. Bereits am Folgetag, Donnerstag, 14. Juni 2012 möchte die Bundesregierung den 
Gesetzentwurf in zweiter Lesung beraten und danach schnellstmöglich in anschließender dritter Lesung verabschie-
det wissen: Soll doch der neue Bundeswehr-Gerichtsstand im November 2012 seine Arbeit in Kempten/Allgäu auf-
nehmen.  
 
Die augenscheinlich kritiklose Zustimmung, die am 11. Mai 2012 im Bundesrat stattfand, scheint die Bundesregie-
rung in ihrer ambitionierten Zeitplanung zu beflügeln - ohne Not und in keineswegs dringlicher Sache. Die Fülle von 
inhaltlichen Fragen, die die geplante militärfreundliche Änderung der zivilen Rechtsordnung Deutschlands aufwirft 
(vgl. beigefügte Pressemitteilung), sollte aber einer Art "Blitzgesetz" entgegenstehen. Der Bundestag sollte zugleich 
auch dem bisher entstandenen Eindruck entgegenwirken, die öffentliche Diskussion werde gescheut. –  
 
Ausführliche und pointierte Informationen zur langen Vorgeschichte des Gesetzentwurfs, dessen Wortlaut, Stellung-
nahmen, Kommentare und Presseberichte sind in den Homepage-Rubriken >Stellungnahmen <, >Presseberichte < 
und >Schwerpunktthemen < zu finden: http://www.bv-opfer-ns-militaerjustiz.de/  
 
Mit freundlichen Grüßen 
i.V. Günter Knebel, Schriftführer im Vorstand der Bundesvereinigung Opfer der NS-Militärjsutiz e.V., Bremen; 
 
Anlage: Pressemitteilung vom 16. Mai 2012 (181 KB),  
siehe auch: http://www.bv-opfer-ns-militaerjustiz.de/index.php?page=pressemitteilungen  
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